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RÜDIGER(SOLTWEDEL

Reform der Arbeitslosenversicherung und
Neuorientierung der Arbeitsmarktpolitik

Einführung

Krise auf dem Arbeitsmarkt

Lage und Aussichten auf dem Arbeitsmarkt sind düster: Die Zahl
von über zwei Millionen Arbeitslosen spricht für sich. Sie wird weiter
steigen; für die nächste Zeit ist dies noch als Spätfolge der Stabilisie-
rungspolitik und unzureichender lohnpolitischer Anpassung vorge-
zeichnet. Bis zum Ende des Jahrzehnts läßt das zunehmende Arbeits-
angebot kaum Hoffnung auf einen Abbau der Arbeitslosigkeit auf-
kommen; manche Institutionen malen ein »Horrorszenario«, in dem
die Arbeitslosigkeit auf drei bis vier Millionen ansteigen wird1.

Unter solchen Umständen ist es verständlich, daß sich Angst und
Unsicherheit breitmachen. Vor allem jene werden davon ergriffen,
die schon längere Zeit arbeitslos sind, vornehmlich also die Rand-
gruppen des Arbeitsmarktes. Aber auch die Jugendlichen, die vor
dem Eintritt in das Berufs- oder Erwerbsleben stehen, sorgen sich
um ihre Zukunft. Es ist zu befürchten, daß sich die Kluft vertiefen
wird zwischen denjenigen, die »drinnen« sind in einem Beschäfti-
gungsverhältnis und den Arbeitswilligen »draußen« in der Arbeitslo-
sigkeit.

Angesichts der Krise am Arbeitsmarkt und der sich von der
Angebotsseite her verschärfenden Probleme wird der Ruf nach
neuen »unkonventionellen« Maßnahmen auf dem Arbeitsmarkt
immer lauter. Dabei wird vor allem eine Strategie mit zwei komple-
mentären Elementen propagiert: Der Staat soll seine Nachfrage
steigern und wieder mehr aktive Arbeitsmarktpolitik betreiben;
zusammen mit den Tarifvertragsparteien soll er das Arbeitsangebot
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verringern. Wie auch immer eine solche Strategie im einzelnen
aussieht, der zentrale marktwirtschaftliche Steuerungsmechanismus,
das Preis- und Anreizsystem, wird ausgespart. Die Selbstheilungs-
kräfte des Marktes, lautet oft die Begründung, hätten schon der
gegenwärtigen Misere nicht abhelfen können, wie könne man von
ihnen erwarten, sie lösten die viel größeren zukünftigen Probleme.

Das Dilemma des Interventionismus

Die Hypothese vom Marktversagen ist indes für den Arbeitsmarkt
genauso abwegig wie für die Agrar- oder die Wohnungswirtschaft.
Hier wie dort suchte man das Heil in produktions- und preispoliti-
schen Eingriffen, um ein anderes, ein »sozial gerechteres« Ergebnis
zu erzielen, als es der Markt hervorbringen würde. Solche Eingriffe
bewirken in einer Marktwirtschaft zumeist das Gegenteil dessen,
was (mit noch so guten Absichten) angestrebt wurde2. Die Interven-
tionen bringen. Schlangen von Arbeitslosen hervor, so wie Eingriffe
in den Wohnungsmarkt Schlangen von Wohnungssuchenden und die
Agrarpolitik Überschußproduktion bei landwirtschaftlichen Produk-
ten. Dies alles sind Zeichen von Staats- und nicht von Marktversa-
gern: Das Fatale ist, daß der Markt erwartungsgemäß reagiert. Die
Fehlentwicklungen auf den regulierten Märkten zeigen, daß eine
Politik der guten Absichten, mit der die Knappheitsgesetze des
Marktes umgangen werden sollen, eine schlechte Politik mit unso-
zialen Wirkungen ist. Um dies.zu überspielen, sind weitere Eingriffe
und letztlich massiver Zwang unausweichlich. Hierin ist das Di-
lemma des Interventionismus zu sehen, der Gutes will und Böses
schafft.

Über Jahrzehnte ist von Wirtschaftswissenschaftlern die Vorstel-
lung gepflegt worden, der Staat sei in die Pflicht zu nehmen, wenn
der Wirtschaftsprozeß gestört ist, vom Staat sollten die Impulse für
eine verstärkte wirtschaftliche Aktivität ausgehen. Die Politiker setz-
ten diese Vorstellung um in eine wählerwirksame Vollbeschäftigungs-
garantie. Diese Garantie aber war nicht an eine beschäftigungsorien-
tierte Lohnpolitik gebunden. Dadurch trübte sich das Bewußtsein
dafür, daß in einem marktwirtschaftlichen System die Tarifvertrags-
pärteien für den Beschäftigungsstand verantwortlich sind3; dadurch
wurde die flexible, eigenverantwortliche Reaktion auf die tiefgrei-
fenden, zum Teil schockartig auftretenden Veränderungen der natio-
nalen und weltwirtschaftlichen Rahmenbedingungen in den siebziger



328 Rüdiger Soltwedel

Jahren behindert. In der Lohnpolitik dominierten weiterhin Vertei-
lungsziele und Absicherung gegen Marktrisiken, vor allem um die
unteren Einkommensschichten besserzustellen. Der Staat unter-
stützte solche Tendenzen durch gesetzliche Maßnahmen zur verbes-
serten sozialen Sicherung.

Als aber die Schwierigkeiten offensichtlich wurden, den Lebens-
und Sozialstandard zu halten, setzte kein durchgreifender Lernpro-
zeß ein; vielmehr wurden die schlägartig auftretenden Beschäfti-
gungsprobleme zum Anlaß genommen, den Staat an seine selbstge-
wählte Verpflichtung zu erinnern, die mißlichen Zustände zu beseiti-
gen. Eine solche Politik, die auf Vollbeschäftigung, Einkommenssi-
cherung und möglichst geringe individuelle Anpassungsnotwendig-
keit zielt, verstellt naturgemäß den Blick dafür, daß nicht gleichsam
durch Gesetzesbeschluß der »soziale Besitzstand« gesichert werden
kann. Dieser muß immer wieder durch wirtschaftliches Handeln
erworben werden.

In eine These zugespitzt heißt dies: Die Tarifparteien konnten sich
Fehlverhalten leisten, weil sie darauf setzen konnten, daß die Kosten
marktwidrigen Verhaltens nicht auf sie zurückschlugen und eine
marktgerechte Lohnpolitik erzwangen. Für sie gab es keinen ökono-
mischen Anreiz, auf die Arbeitslosen Rücksicht zu nehmen. Solange
ein Dritter - der Staat - für die Fehler zahlt, ist nicht zu erwarten,
daß die Einzelnen ihre Fehler selbst korrigieren. Das bedeutet aber,
daß die notwendigen Preisanpassungen auf dem Arbeitsmarkt nicht
vorankommen. Der Staat sieht sich gezwungen, in steigendem Maße
Finanzmittel aufzuwenden, um die überhöhten Ansprüche abzusi-
chern. Das bedeutet weiterhin, daß den Bürgern hohe Lasten aufge-
bürdet werden und sie weiter - wenn nicht sogar verstärkt - daran
gehindert werden, ihr Einkommen so zu erzielen und so zu verwen-
den, wie sie es wünschen. Letztlich lohnt es sich dann nicht mehr,
sich stärker anzustrengen, um mehr zu verdienen. Wenn man weiter-
denkt, zeigt sich, daß Interventionen die Gesellschaft nicht reicher,
wohl aber ärmer machen können. So wie Don Quichotte vergeblich
Windmühlenflügel bekämpfte, so vergeblich wäre auch der Kämpf,
den Knappheitserfordernissen ausweichen zu wollen; er würde in ein
finanzielles Fiasko führen, an dessen Ende eine andere Wirtschafts-
ordnung stünde, oder die Notwendigkeit, im Scherbenhaufen einer
zerrütteten Wirtschaft wirtschaftspolitisch neu zu beginnen.
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Ein Exempel

Das Lehrstück zu diesen Überlegungen liefert Schweden, für viele
deutsche Arbeitsmarkt- und Sozialpolitiker das Mekka eines
»sozial« gestalteten Wirtschaftssystems: Schweden ist das Land mit
der größten Erfahrung in der aktiven Arbeitsmarktpolitik. Die vor-
angegangene, über nahezu ein Vierteljahrhundert anhaltende wirt-
schaftliche Prosperität hatte die Vorstellung entstehen lassen, Wohl-
stand sei selbstverständlich; der Reichtum erlaube nunmehr, eine
großzügige Sozialpolitik zu betreiben, insbesondere die Last indivi-
dueller Anpassungen zu lindern, wenn nicht gar aufzuheben4. Die
Lohnpolitik wird von normativen Leitlinien bestimmt (»solidarische
Lohnpolitik«), die Lohnstruktur soll allgemein akzeptierte Gerech-
tigkeitsvorstellungen widerspiegeln und nicht tatsächliche Knapp-
heitsverhältnisse5. Die Arbeitsmarktpolitik ist von vornherein als
staatliche Korrekturmaßnahme konzipiert, wenn Marktlage und
»soziale« Gerechtigkeit kollidieren. Vorrangiges Ziel ist es, arbeits-
platzerhaltend zu retten, was am Markt nicht mehr zu retten ist. Man
will offene Arbeitslosigkeit vermeiden, Arbeitslose etwas »Sinnvol-
les« tun lassen und - im Verein mit der Industriepolitik - Entlassun-
gen überhaupt verhindern. In der Tat gelang es in der zweiten Hälfte
der siebziger Jahre, zwar die registrierte Arbeitslosigkeit niedrig zu
halten, als zum Beispiel die Arbeitslosenzahl in der Bundesrepublik
drastisch anstieg. Rückt man aber die durch arbeitsmarktpolitische
Maßnahmen verdeckten Beschäftigungsprobleme mit ins Bild, steht
Schweden mit einer derart erweiterten Arbeitslosenquote von
5,1 Prozent (Durchschnitt 1975 bis 1980) nicht besser da als die
Bundesrepublik6. Aber die Inflation hat sich weitaus stärker
beschleunigt als in der Bundesrepublik, der Anteil der Staatsausga-
ben am Bruttosozialprodukt stieg stärker an7, und das Wachstum war
schwächer8. Ein Ansteigen der offenen Arbeitslosigkeit wurde nicht
durch einen höheren Beschäftigungsstand in marktabhängigen Berei-
chen vermieden, sondern das zu den herrschenden Löhnen auftre-
tende Überangebot wurde von staatlichen »Interventionsstellen«
aufgekauft: Das Arbeitsangebot nahm in den siebziger Jahren um
insgesamt etwa 400000 Personen zu - im gleichen Ausmaß stieg die
Beschäftigung im öffentlichen Sektor, dem auch die von den arbeits-
marktpolitischen Programmen erfaßten Arbeitskräfte zugerechnet
werden.

Die Expansion des Wohlfahrtsstaates hat in Schweden eine Situa-
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tion geschaffen, in der ein Einzelner seine wirtschaftliche Situation
kaum noch durch produktive Arbeit in der offiziellen Wirtschaft
verbessern kann9. An die Stelle der eigenverantwortlichen unmittel-
baren Reaktion auf Anreize und Sanktionen des Marktes ist das
Handeln auf Drängen und Zwang des Staates getreten. Diese Politik
hat den Staat in die Uberschuldung und die Privatwirtschaft in eine
Rentabilitätskrise geführt und der Gesamtwirtschaft einen erhebli-
chen Kapitalverlust zugefügt.

Durch die Lohn- und Arbeitsmarktpolitik werden die auf dem
Arbeitsmarkt handelnden Wirtschaftssubjekte unter Zwang gesetzt,
das heißt, ihr Freiheitsspielraum wird eingeengt.
- In dem Maße, in dem der Staat zunehmend Reparatur- und
Lenkungsfunktionen übernahm, um die Wirkungen der marktwidri-
gen-Lohnstruktur zu beseitigen, entstand ein Finanzierungsbedarf,
der durch Zugriff auf die Einkommen aller gedeckt wurde. Ausweich-
reaktionen waren die unübersehbare Folge.
- Der Lohnkostendruck durch die solidarische Lohnpolitik setzt die
Entlassung an die Stelle des freiwilligen Wechsels hin zu Bereichen
mit höheren Löhnen und besseren Arbeitsbedingungen.

Der verringerte Freiheitsspielraum trifft nicht nur Bevorzugte,
denen Knappheitsrenten für ihre besonders herausragenden Fähig-
keiten verwehrt werden; vor allem trifft er jene, die als Arbeitslose
außerhalb des Beschäftigungssystems bleiben, weil es wegen hoher
Anpassungskosten und staatlicher Reglementierung zunehmend
erstarrt10. Sie sind völlig der Gängelei durch den Staat ausgesetzt.
Alle Bürger sehen sich unter dem Druck zunehmender Kontrolle und
Überwachung11.

Neuordnung des Arbeitsmarktes

Zum Grundsätzlichen

Es ist fatal zu glauben, man könne Sozialpolitik in Form lohnpoliti-
scher Eingriffe ohne Schaden für Wachstum und Beschäftigung
betreiben. Das gleiche gilt für besondere Schutzmaßnahmen zugun-
sten bestimmter Personengruppen, die gerade die Beschäftigung
dieser Gruppen verteuern. Eine Sozialpolitik über den Preis ver-
kennt die elementare Funktion des Preismechanismus: Das Preissy-
stem hat die Funktion, durch Informationen über Knappheiten die
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Produktionsfaktoren dorthin zu lenken, wo sie den größten Nutzen
stiften. Dadurch wirkt es der Verschwendung entgegen. Falsche,
also nicht knappheitsbedingte Preissignale führen in die Irre. Die
soziale Ausgleichsfunktion sollte zweckmäßigerweise dem Steuersy-
stem übertragen werden, damit Einbußen an Effizienz und Transpa-
renz möglichst gering bleiben.

Der Staat ist nicht in der Lage, die Fehler einer marktwidrigen
Lohnpolitik auf Dauer auszubügeln, ohne Freiheit und Wohlstand
der Bürger zu verringern. Dies ist die Lehre aus dem Interventionsdi-
lemma. Die Fülle beschäftigungssichernder Vorschriften und selek-
tive Schutzmaßnahmen fördern im Gegenteil die Abneigung, sich
marktmäßigen Erfordernissen zu beugen; sie stärken auch die ökono-
mische Voraussetzung dafür, daß sich diese Abneigung zumindest
zeitweise durchsetzen kann. Aktive Arbeitsmarktpolitik steht mithin
in der Gefahr, eine abnehmende Flexibilität auf dem Arbeitsmarkt
und eine zunehmende Segmentierung nach sich zu ziehen; sie ist eine
der Ursachen für die immer höheren Mauern um ein erstarrendes
Beschäftigungssystem, für immer schwierigere Eintrittsmöglichkei-
ten. Es gilt, diese abzubauen und nicht immer höhere Leitern zum
Übersteigen der Mauern bereitzuhalten.

Von der Lohnpolitik müssen die entscheidenden Impulse ausge-
hen, um die Probleme auf dem Arbeitsmarkt nachhaltig zu verrin-
gern. Der Vorschlag, den Beschäftigungsstand durch zurückhaltende
und differenziertere Lohnpolitik zu erhöhen, ist der einzige, der auf
längere Sicht Erfolg verspricht. Es gibt keinen Trick, um diese
notwendige Bedingung zu überspielen. Erforderlich dafür ist mehr
Wettbewerb auf dem Arbeitsmarkt. Nur dann haben diejenigen, die
draußen stehen, eine wirkliche Chance, einen Platz im Beschäfti-
gungssystem zu finden. Zu welchen Löhnen eine befriedigend hohe
Beschäftigung möglich ist, insbesondere für die Problemgruppen des
Arbeitsmarktes, läßt sich nicht berechnen. Die richtigen Löhne kön-
nen nur am Markt herausgefunden werden. Damit dies überhaupt
möglich ist, lautet die Aufgabe, alle Reglementierungen und Ein-
griffe zu beseitigen, die einem solchen Suchprozeß entgegenstehen.
Das gilt zunächst für die institutionelle Verfassung des Arbeitsmark-
tes: Das Kartell auf dem Arbeitsmarkt wird durch die Vorschriften
des Tarifvertragsrechts »wasserdicht« gemacht - es läßt keinen Raum
für Außenseiterkonkurrenz.

Mehr Wettbewerb auch auf dem Arbeitsmarkt ist die wirksamste
Form des Außenseiterschutzes. Für ihn gibt es keine Alternative,
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nachdem die Krise über leere Kassen die Einsicht erzwungen hat,
daß ein Umlagesystem, bei dem jeder die Hände in den Taschen
anderer hat, langsam aber sicher alle ärmer macht.

Mehr Wettbewerb auf dem Arbeitsmarkt widerspricht liebgewon-
nenen Wertvorstellungen und erscheint vielen als Anachronismus.
Jedoch: Es ist kein Anachronismus, dem um sich greifenden Protek-
tionismus die wohlfahrtssteigernden Effekte des Freihandels gegen-
überzustellen. Genausowenig ist es auch ein Anachronismus, gegen
den -Dirigismus auf dem Arbeitsmarkt die wohlfahrtssteigernde
Koordinierungsfunktion des Preissystems ins Feld zu führen.

Öffnungsklauseln in Tarifverträgen

Das herrschende Tarifvertragsrecht verhindert Außenseiterkonkur-
renz, ist eine Wettbewerbseinschränkung par excellence. Es steht
einer raschen Rettungsaktion für existentiell bedrohte Arbeitsplätze
im Wege; eine schnelle und nachhaltige Verminderung der Beschäfti-
gungskosten bei konkursbedrohten Unternehmen wird verhindert:
Nicht die unmittelbar Betroffenen, also Unternehmensführung und
Belegschaften, können eine Kostensenkung beschließen; über ein
Ausscheren einzelner Unternehmen aus den kollektivvertraglichert
Zwängen können nur die Gewerkschaften und Unternehmensver-
bände entscheiden. Dort aber herrscht der Wille, das Kartell zusam-
menzuhalten, und sei es um den Preis von Zusammenbrüchen.

Gerade unter dem Eindruck der gegenwärtigen Krise erscheint es
notwendig, daß Betriebe, die Verluste machen, zeitweilig von der
Verbindlichkeit der Tarifverträge entbunden werden können; im
Einvernehmen mit dem Betriebsrat könnten sie dann über eine
Verringerung der Lohnkosten verhandeln sowie über Gewinnbeteili-
gungen für wirtschaftlich bessere Zeiten. Die Arbeitskräfte könnten
selbst darüber bestimmen, ob sie für niedrigere Löhne arbeiten
oder arbeitslos sein wollen. Der Wandel der Beschäftigungsstruktur
würde dann durch freiwillige Abwanderungen herbeigeführt, statt
durch unfreiwillige Entlassungen und vorübergehende Arbeitslosig-
keit.

Die Unabdingbarkeit, den Tarifvertrag anzuwenden, macht es
einem tarifgebundenen Arbeitgeber unmöglich, einen Arbeitslosen
zu einem niedrigeren Lohn als zum Tariflohn einzustellen, selbst
wenn beide es wollten. Solche Arbeitsverträge wären unwirksam, da
sie gegen zwingendes Tarifvertragsrecht verstoßen. Arbeitslose sit-
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zen aber nicht am Tisch bei den Tariflohnverhandlungen, sie können
auch nicht über die Ergebnisse abstimmen. Zudem können sie auch
meistens nicht in Gewerkschaften eintreten. Als eine Form des
Minderheitenschutzes müßte ihnen die Möglichkeit eröffnet werden,
durch Lohnzugeständnisse ihre Marktchancen in der offiziellen Wirt-
schaft zu verbessern; gegenwärtig bleibt ihnen nur die Alternative, in
der Schatten Wirtschaft Arbeit zu finden.

Das Bewußtsein, daß Außenseiterkonkurrenz durch das Tarifver-
tragsrecht nicht mehr verhindert wird, dürfte die Verhandlungspart-
ner zwingen, sich in ihren Abschlüssen stärker an der wirtschaftlichen
Leistungsfähigkeit zu orientieren. Will man dies im Kartell verhin-
dern, bleibt den Betroffenen nur noch der Weg; aus ihren Organisa-
tionen auszutreten und zu versuchen, die Rettungsaktion bis zum
Auslaufen der Tarifverträge zu vertagen.

Das Zulassen von Außenseiterkonkurrenz auf dem Arbeitsmarkt
zielt darauf, nicht zuviel Arbeitsplätze durch marktwidrige Lohnpoli-
tik zerstören zu lassen und Arbeitslosen Marktzutritt zu verschaffen.
Damit es jedoch so wenig wie möglich zu lohnpolitischem Fehlver-
halten kommt, ist zweierlei erforderlich: Die Arbeitslosenversiche-
rung muß reformiert werden; sie darf keinen Anreiz geben,
Anspruchsdenken abzusichern. Und dieser Anreiz darf sich auch
nicht durch die Hintertür verstärkter staatlicher Aktivität auf dem
Gebiet der nachfrageorientierten Arbeitsmarktpolitik wieder ein-
schleichen können: Arbeitsmarktpolitik kann einen marktgerechten
Lohnfächer nicht ersetzen.

Reform der Arbeitslosenversicherung

Beschäftigungsprobleme könnten durch kompensierende Lohnbewe-
gungen verringert bzw. sogar weitgehend vermieden werden. Die
Flexibilität der Löhne wird durch die Arbeitslosenversicherung auf
zwei Ebenen behindert:
- Die einzelnen Arbeitslosen werden um so weniger bereit sein, ihr
Anspruchsniveau verschlechterten Beschäftigungschancen anzupas-
sen, je höher die Unterstützungszahlungen sind und je leichter sie zu
bekommen sind.
- Die Tarifvertragspartner werden um so weniger bereit sein, eine
steigende Zahl von Arbeitslosen zum Anlaß für lohnpolitische Kor-
rekturen zu nehmen, je besser die Arbeitslosen abgesichert sind.
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Dies gilt vor allem für die Lohnstrukturpolitik, die das Risiko der
Problemgruppen erhöht, arbeitslos zu werden.

Im Ergebnis führt dies dazu, daß wegen der Arbeitslosenversiche-
rung die Arbeitslosigkeit länger dauert und höher ist, als sie es ohne
diese Absicherung wäre. Und je schwächer hierbei das Versiche-
rungsprinzip ist, desto schwächer ist der Anreiz, Arbeitslosigkeit zu
vermeiden oder zu beenden (moral hazard).

Welche Rolle das Arbeitslosengeld für die individuelle Nutzenab-
wägung bei der Entscheidung zwischen Arbeitsaufnahme oder länge-
rer Arbeitslosigkeit spielt, ist empirisch kaum abzugreifen12. Ein
großes Gewicht ist um so eher zu vermuten, je weniger Einkommen
durch die Arbeitslosigkeit ausfällt. Die Höhe des Einkommensaus-
falls hängt in der Bundesrepublik auch von der Dauer der Arbeitslo-
sigkeit ab: Erstreckt sich die Arbeitslosigkeit nicht auf ein ganzes
Kalenderjahr, so liegt die faktische Unterstützung wegen der Steuer-
freiheit für Arbeitslosengeld über dem im Arbeitsförderungsgesetz
festgelegten Satz von 68 Prozent des Nettoeinkommens. Bei sehr
kurzfristiger Arbeitslosigkeit trat - bei dem Rechtsstand bis Ende
1981 - unter Umständen sogar überhaupt keine Einkommenseinbuße
auf13. Diese Subvention vor allem der Saisonarbeitslosigkeit ist nach
der Rechtsänderung ab 1982 durch den sogenannten Progressions-
vorbehalt ausgeschaltet14. "

Man mag einwenden, das Gewicht eines solchen rationalen Abwä-
gens seitens des Arbeitnehmers werde insgesamt stark überschätzt:
Denn das Leistungsrecht der Arbeitslosenversicherung habe sich in
der vergangenen Dekade praktisch nicht verändert, ein entsprechen-
des Verhalten der Arbeitnehmer hätte sich also auch schon in den
Arbeitslosenzahlen der frühen siebziger Jahre ausdrücken müssen;
damals aber war die Arbeitslosenquote sehr niedrig. Es sei unwahr-
scheinlich, daß sich die Verhaltensweisen innerhalb einer Dekade so
stark geändert haben; mithin sei die ganze Überlegung hinfällig.
Abgesehen davon, daß es durchaus Verbesserungen gegeben hat15,
verkennt ein solcher Einwand jedoch, daß sich die Möglichkeit,
durch Arbeit in der offiziellen Wirtschaft Einkommen zu erzielen,
im Verlauf der siebziger Jahre erheblich verschlechtert hat; dies aber
ist für das Kalkül und das individuelle Verhalten entscheidend:
Ermöglicht doch das am Einkommen der Vergangenheit orientierte
Arbeitslosengeld, das Anspruchsniveau länger aufrechtzuerhalten.

Mit dem Ziel, eine schnellere Arbeitsaufnahme zu fördern, wur-
den 1982 die Regeln enger gefaßt, die die Zumutbarkeit eines vom
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Arbeitsamt vorgeschlagenen Arbeitsplatzes definieren, urid die Stra-
fen für die Ablehnung eines zumutbaren Arbeitsplatzes erhöhen. Die
verschärften Sanktionen werden das Kalkül jedoch nicht entschei-
dend verändern, soweit man damit rechnet, nicht erwischt zu werden
oder soweit man Ausweichstrategien beherrscht - abgesehen davon,
daß mehr Kontrolle mehr Bürokratie (in den Arbeitsämtern) bedeu-
tet. Sinnvoller ist es, das Anreizsystem direkt zu verändern und dem
Einzelnen die Entscheidung zu überlassen, ob er einen Arbeitsplatz
nimmt oder nicht. In diesem Zusammenhang kommen beispiels-
weise folgende Maßnahmen in Betracht:
- Das Arbeitslosengeld wird generell gesenkt. Mit zunehmender
Dauer der Arbeitslosigkeit sinkt das Arbeitslosengeld oder enthält
eine steigende Darlehenskomponente.
- Lediglich ein Teil der bisherigen Absicherung wird über eine
Zwangsversicherung gewährleistet (in Höhe der Sozialhilfe); eine
Höherversicherung erfolgt auf freiwilliger Basis.
- Die Beiträge der Arbeitslosenversicherung werden nach Risiko-
klassen gestaffelt.
- Beitrags-/Leistungskombinationen folgen dabei den Prinzipien der
privaten Versicherungswirtschaft (Selbstbeteiligung, Schadensfrei-
heitsrabatte usw.).

Von allen diesen Vorschlägen werden Anreize zur schnelleren
Arbeitsaufnahme ausgehen. Allen gemein ist, daß sie landläufigen
Vorstellungen von »sozialer Gerechtigkeit« zuwiderlaufen. Dies gilt
besonders für reine Versicherungslösungen mit Risikodifferenzie-
rung; denn sie legen in stärkstem Maße offen, wie sehr Umvertei-
lungsziele das herrschende System prägen.

Die reine Versicherungslösung

Bei der reinen Versicherungslösung müßte, ganz ähnlich wie etwa in
einer privaten Krankenversicherung, zunächst einmal das Arbeitslo-
sigkeitsrisiko des einzelnen Versicherten festgestellt werden. Im
Grunde geht es darum, anhand der Arbeitslosenstatistiken für mög-
lichst homogene Arbeitnehmergruppen die Wahrscheinlichkeit zu
ermitteln, daß ein Gruppenmitglied arbeitslos wird oder bleibt und
deshalb die Arbeitslosenversicherung in einem bestimmten Ausmaß
belastet. Arbeitskräfte mit überdurchschnittlichem Risiko müßten
überdurchschnittlich hohe Beiträge bezahlen: also Bauarbeiter,
Arbeitslose mit niedriger Qualifikation, mit gesundheitlichen Ein-
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schränkungen, Frauen. Die Beiträge für Beschäftigte im öffentlichen
Dienst, für hochqualifizierte, gesunde, männliche Arbeitnehmer
wären entsprechend relativ gering. In bezug auf die Einkommensver-
teilung bedeutet das, daß die verfügbaren Einkommen der Arbeit-
nehmer durch risikogerechte Beiträge differenziert werden; die für
das jetzige System kennzeichnende interpersonelle Einkommensum-
verteilung (Solidarausgleich) erfolgt nur noch über das Steuersystem
und die Sozialhilfe; diese Umverteilung orientiert sich nicht mehr an
bestimmten Risiken, sondern an der individuellen Bedürftigkeit.

Unter den gegebenen Rahmenbedingungen, vor allem bei der
herrschenden Struktur der Beschäftigungskosten würden Unterneh-
men die Arbeitskräfte mit den guten Risiken suchen; die Beschäfti-
gung der Mitglieder von Problemgruppen wird teurer; die Neigung,
diese zu beschäftigen, damit geringer. Die Arbeitnehmer ihrerseits
werden versuchen, in.eine niedrigere Beitragsklasse zu kommen;
eine verstärkte räumliche, berufliche, qualifikatorische und betriebli-
che beziehungsweise branchenmäßige Mobilität würde sich entfalten.
Der Arbeitsmarkt käme in Bewegung, ohne daß der Staat künstliche
Mobilitätsanreize schaffte. Mit der Reform aber rückt der Lohn als
entscheidender beschäftigungspolitischef Faktor wieder in den Vor-
dergrund: Gleichsam mit einem Schlage würde deutlich, daß das.
Risiko, arbeitslos zu werden, für die Problemgruppen ja gerade
deswegen^so groß ist, weil der Entlohnungsfächer nicht die tatsächli-
chen Knappheiten widerspiegelt;- es würde deutlich, wie sehr gerade
die nivellierende Lohnpolitik - z.B. durch Sockelbeträge - die
Beschäftigungschancen wettbewerbsschwacher Arbeitskräfte beein-
trächtigt. Die risikoorientierte Beitragsbemessung für die Arbeitslo-
senversicherung würde kompensierende Lohnveränderungen erzwin-
gen. In dem Maße aber, in dem die Notwendigkeit flexibler Lohnan-
passung das Risiko der Arbeitslosigkeit mindert, werden schlechte
Risiken verschwinden, wird der Versicherungsmalus abnehmen kön-
nen. Damit zeigt sich, daß die beste Versicherung gegen das Eintre-
ten .der Arbeitslosigkeit die Flexibilität der Löhne ist. Hierauf wird
der Übergang zum Versicherungsprinzip hinwirken.

Gegen die erwähnten Vorschläge, die auf höhere Arbeitsanreize für
die Arbeitslosen hinwirken, wird eingewendet werden, daß der
Einzelne nicht daran schuld ist, wenn er arbeitslos wird; es sei nicht
fair, die Arbeitslosen über geringere Unterstützungsleistungen zur
Mobilität zwingen zu wollen, wenn es für sie - wie in der gegenwärti-
gen Situation - in ihrer Gesamtheit keine faire Vermittlungschance
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gibt. Dabei übersieht man jedoch, daß die Zahl der in einer Volks-
wirtschaft verfügbaren Arbeitsplätze keine vorgegebene Größe ist,
sondern auch von der Lohnhöhe abhängt; hier wird deutlich, wie
hemmend sich der Ausschluß der Außenseiterkonkurrenz durch das
Tarifvertragsgesetz auswirkt. Richtig ist der Einwand, daß Störungen
im wirtschaftlichen Ablauf aus der Sicht der einzelnen Arbeitskräfte
gleichsam schicksalhaft auftreten. Auch wenn der Einzelne auf diese
Schicksalsschläge reagieren muß, darf man die Problemlösung nicht
letztendlich auf die individuelle Ebene verschieben: Denn die indivi-
duelle Reaktion wird um so erfolgloser sein, je weniger sich die
Tarifvertragsparteien einer verschlechterten Wirtschaftslage anpas-
sen. Hieraus wird deutlich, daß eine Reform der Arbeitslosenversi-
cherung insbesondere deshalb notwendig ist, um die Tarifvertrags-
parteien stärker auf eine beschäftigungsorientierte Lohnpolitik zu
verpflichten.

Arbeitslosenversicherung und Lohnpolitik

Die Leistungen der deutschen Arbeitslosenversicherung werden
durch Beiträge der Versicherten und ihrer Arbeitgeber (zusammen
zur Zeit 4,6 Prozent des Bruttoarbeitsentgelts) und durch einen
Bundeszuschuß finanziert. Der Bundeszuschuß hängt ab von der
Liquiditätssituation der Bundesanstalt für Arbeit16. Die Tarifpartner,
das heißt die Verbände, die die Mindestlöhne aushandeln, sind nicht
direkt an der Finanzierung der Arbeitslosenunterstützung beteiligt.
Diese fehlende Rückkoppelung in der Finanzierung der Bundesan-
stalt für Arbeit vor allem auf die Gewerkschaften ist eine wichtige
Ursache für die hohe Arbeitslosigkeit (die Unternehmen erleiden
zumindest Absatzeinbußen). Hier könnte man Abhilfe schaffen,
indem die Gewerkschaften an den Kosten der Arbeitslosigkeit betei-
ligt werden und der Bund keine Zuschußpflicht mehr hat. Dieser
Vorschlag ist nicht neu; von Risch wurde er jüngst theoretisch
begründet und ausformuliert in die Debatte eingebracht17.

Zu hohe Reallöhne verursachen klassische Arbeitslosigkeit, die
sich in Defiziten der Arbeitslosenversicherung niederschlägt. Wer-
den an der Finanzierung der Defizite jene beteiligt, die die Reallöhne
ausgehandelt haben, entsteht ein Regelkreis mit erwünschter negati-
ver Rückkoppelung: Weil die lohnbestimmenden Parteien die negati-
ven Folgen ihres Handelns unmittelbar selbst zu tragen haben, wird
ihr Interesse geweckt, diese Folgen durch das Aushandeln »richti-
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ger« Löhne zu vermeiden. Dies ist der wesentliche Gedanke, der
dem Vorschlag zugrunde liegt, die Tarifvertragsparteien unmittelbar
am Finanzierungssaldo der Arbeitslosenversicherung zu beteiligen.

Risch stellt seinen Vorschlag in den Rahmen einer wirtschaftspoli-
tischen Rollenverteilung, bei der die Geldpolitik für einen stabilen
Geldwert sorgt und die Tarifpartner über den Reallohn und damit
über die Beschäftigung entscheiden. Es wird ein sowohl realisierbarer
als auch akzeptabler Beschäftigungsgrad fixiert; gleichzeitig werden
die Beitragssätze so festgelegt, daß bei diesem Beschäftigungsgrad
das Budget ausgeglichen wird. Ist die Arbeitslosigkeit höher als
erwartet, entstehen Defizite, die von den Gewerkschaften auszuglei-
chen sind; bei unerwartet niedriger Arbeitslosigkeit, entstehen Über-
schüsse, die den Gewerkschaften zufließen.
- Zwei Vorteile dieses Verfahrens sind besonders hervorzuheben:
Die Gewerkschaften haben nun einen unmittelbaren finanziellen
Anreiz, ihre Lohnpolitik an der Lage der einzelnen Branchen oder
sogar des einzelnen Unternehmens auszurichten, denn sonst müßten
sie die Arbeitslosigkeit finanzieren. Das Ergebnis wäre eine stärker
marktgelenkte Differenzierung der Lohnstruktur, die die Allokation
der Ressourcen insgesamt verbessern würde. Vor allem stiegen damit
die Beschäftigungschancen der Arbeitsuchenden, deren berufliche
Qualifikation unter dem Durchschnitt der Beschäftigten liegt.
- Prognosefehler können teuer zu stehen kommen, falls der beschäfti-
gungskonforme Reallohnanstieg überschätzt wird. Bei Unsicherheit
über die zukünftige Entwicklung ist dann ein vorsichtiges Heranta-
sten an den Gleichgewichtslohn wahrscheinlich. Dies könnte so ge-
schehen, daß die Tarifparteien - ähnlich dem japanischen Beispiel -
einen zweiteiligen Zahlungsmodus vereinbaren: Der erste Teil
bestimmt, daß die Bezieher von Kontrakteinkommen bei Vertrags-
abschluß einen Abschlag auf den erwarteten Lohnanstieg erhalten;
im zweiten wird eine Lohnformel vereinbart, die festlegt, wie der
zunächst unbekannte Verteilungsspielraum, der sich aus der Gewinn-
entwicklung (Produktivitätsfortschritt, Änderung der Terms of Trade
usw.) errechnet, von den Tarifparteien ausgefüllt wird. Die tatsächli-
chen Zahlungen, die den vorab geleisteten Minimalbetrag überstei-
gen, erfolgen erst im nachhinein (etwa alle drei Monate während der
Laufzeit des Vertrages), wenn Sicherheit über das Erreichte besteht.
Durch diese Beteiligung an dem Risiko, Bezieher von Residualein-
kommen zu sein, sinkt das Beschäftigungsrisiko der Arbeitnehmei
und folglich das Zuschußrisiko der Gewerkschaften.
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Der wohl schwerwiegendste Einwand gegen das Konzept von Risch
und die reine Versicherüngslösung könnte darin gesehen wer-
den, daß nicht nur lohnpolitisches, sondern auch wirtschaftspoliti-
sches Fehlverhalten Arbeitslosigkeit verursachen kann. Das ist
sicherlich richtig und verdeutlicht den Stellenwert einer stetigen,
vorangekündigten und glaubwürdigen Geldpolitik ebenso wie den
einer trend- und bedarfsorientierten staatlichen Ausgabenpolitik.
Aber es ist auch zu bedenken: Geldpolitische Bremsmanöver sind
meist die Folge vorangegangener inflatorischer Übersteigerungen,
die ihrerseits auf eine zu expansive Geldpolitik zurückzuführen sind.
(Im Zeitablauf gleichen sich ihre finanziellen Auswirkungen auf die
Arbeitslosenversicherung - wenigstens der Tendenz nach - aus.)
Eine expansive Geldpolitik wird aber oft gerade deswegen betrie-
ben, um Verteilungsprobleme zu überspielen, weil man glaubt, es sei
der Lohnpolitik nicht zumutbar, diese Probleme zu lösen.

Zur staatlichen Arbeitsmarktpolitik

Eine Reform der Arbeitslosenversicherung entlang der beschriebe-
nen Orientierungslinien und mehr Außenseiterkonkurrenz auf dem
Arbeitsmarkt werden darauf hinwirken, daß sich die Lohnpolitik
stärker marktmäßigen Anforderungen anpassen wird. Dies hat
unmittelbar zur Folge, daß der Druck auf die Arbeitsmarktpolitik
abnimmt, die Fehler einer marktwidrigen Lohnpolitik auszubügeln.

Die Gewerkschaften werden sich solchen Reformplänen entschie-
den widersetzen; denn ihr Umverteilungsinstrument, die Lohnpoli-
tik, wird in eine soziale Verpflichtung für mehr Beschäftigung einge-
bunden. Kann man den Gewerkschaften durch die Arbeitsmarktpo-
litik eine Eselsbrücke zum goldenen Weg in der Lohnpolitik bauen?
Wohl kaum: Die Maßnahmen, mit denen die Nachfrage nach
Arbeitskräften erhöht werden kann, sind nicht komplementär zur
gewerkschaftlichen Lohnpolitik, sondern stehen in direkter Konkur-
renzbeziehung zu ihr; sie sind notwendig geworden, weil der Lohn-
mechanismus nicht funktioniert. Und der Lohnmechanismus wird
nicht funktionieren, wenn der Staat anbietet, für die tarifvertragsge-
schädigten Arbeitslosen die Verantwortung zu übernehmen. Aller
Erfahrung nach ist es ein Gesetz der Arbeitsmarkt- und Sozialpoli-
tik, daß sich das vermehrte Angebot solcher staatlichen Leistungen
seine Nachfrage selbst schafft.
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In der gegenwärtigen Krise wird vor allem erwogen, über Lohnsub-
ventionen oder direkte Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen mehr Lang-
zeitarbeitslose und arbeitslose Jugendliche zu beschäftigen. Bran-
chenproblemen rückt man mit mehr Kurzarbeit zu Leibe. Alle
Register der Arbeitszeitverkürzung sollen gezogen werden, um das
Arbeitsangebot zu reduzieren.

Lohnsubventionen

Befürworter von Lohnsubventionen oder Lohnkostenzuschüssen
dokumentieren einen besonders festen Glauben an die Marktkräfte,
auch wenn es ihnen in der Regel nicht bewußt ist: Die Lohnsubven-
tionen sollen einen Anreiz bieten, Arbeitslose aus den Problemgrup-
pen zu beschäftigen. Das heißt: Ohne Subventionen wären diese
Arbeitskräfte zu teuer; und: Die Nachfrage nimmt zu, wenn die
Beschäftigungskosten sinken. Ein marktgerechtes Sinken des Lohn-
satzes selbst - als Alternative zur Subvention - wird indes aus
verteilungspolitischen Gründen abgelehnt.

Lohnsubventionen werden in der Regel für einen begrenzten Zeit-
raum gewährt; bei unsicheren Absatzerwartungen werden die Unter-
nehmen jedoch zögern, Arbeitskräfte einzustellen, an deren Lei-
stungsfähigkeit sie nicht glauben. Die herrschenden Kündigungs-
schutzgesetze ersticken zudem die Bereitschaft, Arbeitslose einzu-
stellen und damit ihre Leistungsfähigkeit zu testen. Vorübergehend
niedrigere Beschäftigungskosten durch Lohnsubventionen spielen
bei einem solchen Kalkül nur eine geringe Rolle. Kommt es doch zu
Einstellungen im Rahmen von Lohnsubventionsprogrammen, wer-
den die leistungsfähigen Arbeitskräfte »drin« bleiben, weil sie erwirt-
schaften, was sie verdienen. Für die nicht leistungsfähigen Arbeits-
kräfte aber kommt das »Aus«, sobald die Subvention ausläuft. Sie
stehen dann wieder jenseits der hohen Mauer, die der Mindestlohn
zieht. °

Einen Ausweg aus dem Dilemma könnte man darin sehen, Lohn-
kostenzuschüsse nicht lediglich zur antizyklischen Therapie, sondern
für Problemgruppen dauerhaft zu gewähren. Vor allem zwei Gründe
sprechen jedoch dagegen:
- Gerade Dauersubventionen werden als Beschäftigungsgarantie für
wettbewerbsschwache Gruppen interpretiert; damit wird bei den
Zielgruppen die Bereitschaft zur Selbsthilfe erlahmen und die uner-
wünschten Rückwirkungen auf die Lohnpolitik werden auftreten.
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- Der Finanzbedarf für dauerhafte Lohnkostenzuschüsse wird erheb-
lich sein und privatwirtschaftliche Aktivitäten verdrängen, entweder
durch höhere Abgaben oder durch die Belastung der Kapitalmärkte.
Zusätzlichen Arbeitsplätzen, die durch öffentliche Subventionsmaß-
nahmen finanziert werden, stünde dann ein Rückgang an Arbeitsplät-
zen im privaten Bereich gegenüber. Der Nettoeffekt auf Beschäfti-
gung und Wohlstand wäre bestenfalls Null, eher negativ.

Als Fazit bleibt festzuhalten, daß Lohnsubventionen dem Ziel
entgegenwirken, durch das Instrument der Lohndifferenzierung die
Beschäftigungschancen für wettbewerbsschwache Arbeitskräfte zu er-
höhen.

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen werden jene empfehlen, die er-
kannt haben, daß Lohnsubventionen nicht geeignet sind, das Ein-
kommen und die Beschäftigung der von Arbeitslosigkeit bedrohten
Bürger zu sichern. Da es immer eine hinreichend große Zahl von
Beschäftigungsmöglichkeiten auch für wettbewerbsschwache Arbeits-
kräfte gibt, wenn nur jemand die Kosten trägt, ist ein Beschäftigungs-
effekt dieser Maßnahmen ziemlich sicher. Dies zum Erfolgsmaßstab
machen zu wollen, hieße analog, es als Erfolg hinzustellen, daß man
für Geld etwas kaufen kann. Erklärt sich der Staat einmal für zustän-
dig, die Problemgruppen in einem zweiten Arbeitsmarkt zu beschäf-
tigen, schwindet die Hoffnung, daß die Gewerkschaften versuchen,
Beschäftigungschancen durch eine flexible Lohnstruktur zu erhöhen.
Wie man es auch dreht und wendet, arbeitsmarktpolitische Maßnah-
men, die auf der Nachfrageseite ansetzen, können keine Ergänzung
zur flexiblen Lohnstruktur darstellen. Sie sind ihrem Wesen nach
Konkurrenzinstrumente, die an ihre Stelle treten.

Kurzarbeit

Das Ausmaß der Kurzarbeit zeigt, daß sich auch ein solches Instru-
ment seine Nachfrage selbst schafft: Nach Inkrafttreten des Arbeits-
förderungsgesetzes ging eine konjunkturelle Flaute öfter mit Kurzar-
beit einher als früher; selbst bei durchschnittlicher gesamtwirtschaft-
licher Kapazitätsauslastung waren - wie 1978 - rund 190000 Kurzar-
beiter zu verzeichnen. Daß auch in Zeiten vergleichsweise hoher
Kapazitätsauslastung stärker kurzgearbeitet wurde, mag an einer
stärkeren Differenzierung der Branchenkonjunktur gelegen haben.
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Allerdings sollte auch hier der Zusammenhang mit der Lohnpolitik
nicht äußer acht gelassen werden. Das staatliche Angebot zur Kurz-
arbeit eröffnet den Tarifvertragsparteien die Möglichkeit, stärker auf
branchenmäßige Lohndifferenzierung zu verzichten und verringert
die Mobilität der Arbeitskräfte.

Gerade das Instrument der Kurzarbeit dürfte die Entscheidungsträ-
ger in den Arbeitsämtern überfordern: Hier sitzen weder Unterneh-
mer noch Wirtschaftsprüfer, sondern Staatsdiener; diese werden sich
im Zweifel nicht vorhalten lassen wollen, daß sie die Existenz eines
in Schwierigkeiten geratenen Unternehmens bedrohen, indem sie
die im Arbeitsförderungsgesetz vorgesehene Leistung verweigern.
Die Störungen im Wirtschaftsprozeß, die während der vergangenen
zehn Jahre zu beobachten waren, haben die Schwierigkeit aufge-
zeigt, einen »Nachfrageausfall« als vorübergehend zu erkennen; und
nur für diesen ist nach der gesetzlichen Vorschrift Kurzarbeitergeld
zu gewähren. Es darf dem Gesetze nach nur an wirtschaftlich exi-
stenzfähige Betriebe bei vorübergehenden wirtschaftlichen Störungen
gezahlt werden, und es darf den natürlichen Ausleseprozeß nicht
stören. Bei schlechter gesamtwirtschaftlicher Lage, insbesondere
1975 und 1976, wurde die maximale Bezugsdauer von Kurzarbeiter-
geld um ein Jahr auf zwei Jahre, und vor kurzem - für besonders
notleidende * Branchen - auf drei Jahre ausgedehnt. Es hat den
Anschein, daß die Kurzarbeitsregelung die Strukturkonservierung
subventioniert. Diese Regelung - wie auch alle anderen Subventio-
nen an die Unternehmen — trägt dazu bei, die Notwendigkeit, sich
anzupassen, selbst für die Tarifvertragsparteien zu vernebeln. Alles
spricht dafür, zumindest wieder zur maximalen Bezugszeit von allen-
falls einem Jahr zurückzukehren.

Arbeitszeitverkürzung

In der aktuellen arbeitsmarktpolitischen Diskussion hat die Arbeits-
zeitverkürzung höchste Priorität18. Das Ziel staatlich oder tarifvertrag-
lich verordneter Arbeitszeitverkürzungen ist es, das gesamtwirt-
schaftliche Arbeitsangebot künstlich zu verringern. Von diesen Maß-
nahmen wird erwartet, daß sie dazu führen, daß mehr Arbeitslose
beschäftigt werden. Damit soll auch auf dem Arbeitsmarkt nach der
Praxis der EG-Agrarmarktregulierungen verfahren werden, nämlich
einen Teil des Angebots herauszukaufen, um preissenkende Ange-
botsüberschüsse zu beseitigen19. Als wichtigste Interventionsinstru-
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mente werden dabei die Verkürzung der Wochenarbeitszeit und die
Tarifrente angesehen. .

Der Beschäftigungseffekt einer kürzeren Arbeitswoche hängt
davon ab, ob Arbeitszeitverkürzung und Lohnerhöhung zusammen-
genommen den Verteilungsspielraum übersteigen. Soll ein großer
Schritt in Richtung auf die 35-Stunden-Woche getan werden - und
nur er hätte einen nennenswerten Mengeneffekt-, muß dies mit
einer - überproportional starken - Lohnzurückhaltung einhergehen,
da die Lohnnebenkosten nicht im Ausmaß der Stundenkürzung
gesenkt werden und weil weniger produktive Arbeitskräfte nachrük-
ken werden. Sonst wäre ein drastischer Anstieg bei den Beschäfti-
gungskosten unausweichlich. Selbst dann, dies zeigen die meisten
Modellrechnungen - wird die Arbeitszeitverkürzung nur zum Teil in
Nachfrage nach Arbeitskräften umgesetzt: Die gegenwärtigen fal-
schen Kostenrelationen werden nicht verändert und dürften den
Unternehmen weiterhin Ursache für verstärkte Rationalisierung sein.

Die Vorschläge zur Tarifrente laufen darauf hinaus, daß Staat,
Gewerkschaften und Arbeitgeber den älteren Arbeitskräften einen
finanziellen Anreiz geben, also gleichsam bestechen sollen, um in
Rente zu gehen. Dabei wird oft ins Feld geführt, eine budgetübergrei-
fende Betrachtung zeige, daß zusätzliche Kosten (im Vergleich zur
Gesamtbelastung durch Arbeitslosigkeit) relativ gering seien, wenn
für die ausscheidenden Arbeitskräfte Arbeitslosengeldempfänger ein-
gestellt würden. Jedoch, die Schätzungen sowohl der Kosten als auch
des Einstellungspotentials sind außerordentlich kontrovers. Zudem
werden die Kosten im Lauf der Zeit steigen, weil die Inanspruch-
nahme in den nächsten Jahren demografisch bedingt zunehmen wird.
Das »Bestechungsgeld« müßte also nicht nur in der einführenden
Tarifrunde, sondern auch in künftigen Tarif runden (zunehmende)
Teile des Lohnerhöhungsspielraums binden. Auf lange Sicht werden
darüber hinaus die ohnehin erschreckenden Schwierigkeiten bei der
Rentenversicherung vergrößert20.

Unabhängig von der Art einer möglichen Arbeitszeitverkürzung
stellt sich die Frage, ob das Arbeitsangebot hinreichend elastisch
wäre, um einen erheblichen Ersatzbedarf zu befriedigen. Hier sind
jedoch Zweifel angebracht: Sowohl regionale wie sektorale, qualifi-
kations- und geschlechtsspezifische Verwerfungen zwischen Ange-
bot und Nachfrage dürften darauf hinwirken, daß der Ersatzbedarf
nicht in eine entsprechende Verminderung der Arbeitslosigkeit
umgesetzt werden kann. Besonders gilt dies für die Tarifrente, denn



344 Rüdiger Soltwedel

in erster Linie werden ältere männliche Arbeitskräfte aussteigen, die
in der Regel qualifiziert sind.

Als Fazit bleibt festzuhalten: Vieles spricht dafür, daß eine Tarif-
rente oder eine geringere wöchentliche Arbeitszeit die Arbeitslosig-
keit nicht vermindern werden. Wahrscheinlich ist, daß die Beschäfti-
gungskosten für Unternehmen und/oder die Gesellschaft steigen.
Damit werden jedoch noch mehr der an sich vorhandenen Arbeits-
plätze unbesetzt bleiben, da ihre Besetzung unrentabel wird. Ganz
sicherlich wird dadurch die Fähigkeit der Unternehmen geschmälert,
neue, international wettbewerbsfähige Arbeitsplätze zu schaffen;
beschleunigte Rationalisierung und nicht mehr Neueinstellungen
oder nennenswerter Austausch von Arbeitsplatzbesitzern wären zu
erwarten.

Arbeitszeitverkürzung ist ein kaum umkehrbarer Prozeß. Schon
heute ist aber absehbar, daß wegen des »Pillenknicks« die Zahl der
neu ins Erwerbsleben eintretenden Personen in den neunziger Jah-
ren erheblich schrumpft. Würde heute dem Problem der Arbeitslo-
sigkeit durch eine allgemeine Verkürzung der Arbeitszeit begegnet,
erhöhte dies die Gefahr einer Arbeitskräfteknappheit in den neunzi-
ger Jahren.

Arbeitszeitverkürzung als Mittel zum Abbau der Arbeitslosigkeit
ist Kapitulation vor den Problemen der achtziger Jahre, ist nichts
anderes als Verwaltung von Mangel. Statt einer Symptomkur ist
indessen eine offensive Strategie notwendig: Die Zahl der Arbeits-
plätze, die Aussicht auf Gewinn versprechen, ist nicht ausreichend.
Entscheidend für die Vergrößerung der Nachfrage nach Arbeitskräf-
ten ist daher die Verringerung der Arbeitskosten. Zurückhaltung bei
den Lohnforderungen kommt jedoch wohl kaum zustande, wenn das
Ausscheiden aus dem Produktionsprozeß staatlich subventioniert
wird.

Die Arbeitszeit zu verkürzen heißt, auf an sich mögliches Wachs-
tum und Einkommen zu verzichten. Ob die mit der Arbeitszeitver-
kürzung gewonnene Freizeit von der Mehrzahl der Mitbürger unter
der Bedingung nachhaltig verminderter Realeinkommen überhaupt
gewünscht wird, ist mehr als zweifelhaft. Sind aber solche Rationie-
rungen von Arbeitsplätzen eher erzwungen als freiwillig, so ist die
Wahrscheinlichkeit groß, daß arbeitswillige und einkommensorien-
tierte Arbeitskräfte in die Schatten Wirtschaft ausweichen.

Sinnvoll erscheinen indes Überlegungen, die bisher oft als zu starr
empfundenen Regulierungen der Lebens-, Jahres-, Wochen- und
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Tagesarbeitszeit flexibler zu gestalten; dies kommt - wie erste
Modellversuche zeigen - den individuellen Präferenzen auch bei
entsprechend reduziertem Einkommen entgegen. Sowohl für die
Einzelnen als auch die Unternehmen können liberale Arbeitszeitre-
gelungen nutzbringend sein. Jedoch auch für eine Strategie, das
starre Arbeitszeitmuster den individuellen Neigungen anzupassen,
gilt, daß der Staat dies dem Markt überlassen soll. Arbeitszeitverkür-
zung sollte also möglich sein für jeden, der bereit ist, dafür auch die
Kosten zu tragen.

Gegen das Vermittlungsmonopol

Zur Neuorientierung der staatlichen Arbeitsmarktpolitik gehört es
auch, das Vermittlungsmonopol der Bundesanstalt für Arbeit in
Frage zu stellen. Zur Förderung der Vermittlungsaktivität sollten
Voraussetzungen dafür geschaffen werden, daß die Vermittlungstä-
tigkeit der Bundesanstalt verstärkt durch gewerbliche Arbeitsver-
mittlung ergänzt wird. Dafür gibt es Beispiele: So existiert in Groß-
britannien und in der Schweiz kein staatliches Monopol in der
Arbeitsvermittlung. Auch auf dem Arbeitsmarkt ist nicht von vorn-
herein ausgeschlossen, daß »Wettbewerb als Entdeckungsverfah-
ren« (Hayek) dienen kann. Vieles deutet darauf hin, daß latenter
Vermittlungsbedarf von der Bundesanstalt oft erst aufgrund konkur-
rierender Aktivitäten entdeckt worden ist21.

Abwegig ist die Auffassung des Bundesverfassungsgerichts, daß
man mit der Vermittlung menschlicher Arbeitskraft kein Geschäft
machen dürfe. Diese Betrachtungsweise vernachlässigt, daß Informa-
tion nicht kostenlos ist; Arbeitsvermittlung ist ein Gut im wirtschaft-
lichen Sinne, dessen Produktion Kosten verursacht und das bei
entsprechender Nachfrage einen Preis erzielen kann. Arbeitslose,
die sich von der Stigmatisierung, »vom Arbeitsamt zu kommen«,
lösen wollen, weil sie sich dadurch in ihren Vermittlungschancen
beeinträchtigt fühlen, dürften ebenso bereit sein, einen Preis für
gewerbliche Vermittlungsaktivitäten zu zahlen wie Unternehmen,
die sich nicht an das Arbeitsamt wenden in der Vermutung, keine
leistungsfähigen und arbeitswilligen Arbeitskräfte vermittelt zu
bekommen. Ob und welch ein Preis für eine gewerbliche Vermittlung
zu zahlen ist, sollte der Selbstverantwortung und der Nutzenabwä-
gung jener überlassen bleiben, die eine solche Dienstleistung nach-
fragen. Die Befürchtung, die Arbeitslosen wären gewerblichen Ver-
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mittlern hilflos ausgeliefert, ist gegenstandslos, weil sie ja auch die
Vermittlungsaktivitäten des Arbeitsamtes nachfragen können.

Schlußbemerkungen

In diesem Beitrag wurde vorgeschlagen, wesentliche Hemmnisse zu
beseitigen, die den Preismechanismus auf dem Arbeitsmarkt blok-
kieren; darüber hinaus wurde eine »non-agenda«, eine Unterlas-
sungsliste für die staatliche Arbeitsmarktpolitik aufgestellt, damit
nicht durch die Hintertür Anreize geschaffen werden, auf eine
marktgerechte Lohnstruktur zu verzichten. Insbesondere ist eine
staatlich verordnete oder geförderte Arbeitszeitverkürzung weder
notwendig noch zweckmäßig.

Hier wird konsequent eine staatliche Pflicht abgelehnt, durch
Arbeitsmarktpolitik oder Subventionen für existenzbedrohte Unter-
nehmen ein Auffangnetz zu spannen. Es wäre jedoch völlig abwegig,
dies so zu interpretieren, als würde ein darwinistischer Auslesepro-
zeß zum gesellschaftlichen Prinzip erhoben. Das Ziel ist vielmehr,
Faktorverwendung und Umverteilung klar voneinander zu trennen.
Das eine ist die Aufgabe des Preissystems, das andere ist die
Aufgabe des Steuersystems. Eine Vermengung beider Aufgaben ist
schädlich. Sie führt erfahrungsgemäß zu Regeln, die Verharren sub-
ventionieren, die Traglast der Gemeinschaft erhöhen, die bei den
einzelnen Unternehmen und auch den Arbeitskräften die Bereit-
schaft zur Selbsthilfe - und auch zur Fähigkeit dazu - schwächen. Für
die Einzelnen vermindert zunehmender Zwang die Chancen, durch
eigene Anstrengungen die eigenen Ziele zu erreichen; das gesamt-
wirtschaftliche Wachstum bleibt auf der Strecke.

Anmerkungen

Nach einer Projektion des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung
würde die Differenz zwischen Arbeitsangebot und Beschäftigung auf über 4
Millionen ansteigen (1982: 2,3 Millionen), wenn das Wachstum rund 2,5 Pro-
zent im Durchschnitt betragen wird. Der entscheidende Einwand gegen diese
»Scherenprojektion« ist die Annahme, daß die Produktivitätsentwicklung nur
von der Höhe der Wachstumsrate des Sozialprodukts, nicht aber vom Preis des
Faktors Arbeit abhängt. Die Projektion lautet also: Wenn Arbeit weiterhin so
teuer sein wird, wie sie es in der Vergangenheit war, wird die Arbeitslosigkeit
stark ansteigen, weil das Angebot von Arbeitskräften zunimmt.
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